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Haus & Grund Worms informiert zum Thema: 

ZR:  Abwehransprüche  im  Nachbarrecht 
1 6 . 0 0 4  

 

Bäume, Sträucher und noch viel mehr… 
 

Die gesetzlichen Bestimmungen mit Regelungen im nachbarschaftlichen Bereich füllen Bücher und 

beschäftigen viele Gerichte. Eine kurze und prägnante Darstellung kann daher immer nur einen klei-
nen Ausschnitt relevanter Aspekte bieten. Gesetzliche Grundlagen finden sich einmal in den §§ 903 
bis 924 BGB (die gelten in der gesamten Bundesrepublik Deutschland) sowie in dem Landesnachbar-
rechtsgesetz RLP, kurz LNRG (das gilt nur in Rheinland-Pfalz).  
 
 

LNRG:  § 1 I LNRG räumt der Einigung und Vereinbarung zwischen den Nachbarn den Vorrang ein. 

Dennoch sind Kompromisse in Nachbarstreitigkeiten nur schwer zu vermitteln, denn nur all zu oft ist 
das engste persönlich Umfeld, also die Oase der eigenen Gestaltungs- und Entscheidungskompetenz 
betroffen, so dass unterschiedliche Perspektiven aufeinandertreffen. Diese Erkenntnis offenbart die 
wichtige Bedeutung der landesrechtlichen Vorschriften. Die nachfolgenden Stichworte bieten einen 
relevanten Querschnitt wiederkehrender Fragen aus der täglichen Beratungspraxis: 
 
➊ Einfriedungen sind Kennzeichen der Grundstücksgrenze und Schutzeinrichtungen auf dem eige-
nen Grundstück. Das LNRG in Rheinland-Pfalz hat hier (leider) auf konkrete Regelungen verzichtet. 
Regelungen finden sich bei Neubaugebieten zuweilen in Bebauungsplänen. Die §§ 39 bis 42 LNRG 
regeln, dass der Eigentümer die Einfriedung eines Grundstücks von dem Nachbarn auf dessen Kosten 
verlangen kann, wenn von dem Grundstück des Nachbarn wesentliche Beeinträchtigungen für sein 
eigenes Grundstück ausgehen, die durch eine geeignete Einfriedung abgehalten werden können (Bei-
spiel: Tierhaltung). 
 
➋ Grenzabstände von Bäumen: Das Nachbarrechtsgesetz unterscheidet in Bezug auf den vom 
Nachbargrundstück einzuhaltenden Abstand bei Bäumen jeweils drei Gruppen: 
 

➀ sehr stark wachsende Bäume (Eichen, Pappeln, Linden, Rosskastanien u. ä.), ............4,0 Meter  
➁ stark wachsende Bäume (Hainbuche, Thuja, Birke, Zierkirsche, Kiefer u. ä.)  ................2,0 Meter 
➂ alle übrigen Bäume ...................................................................................................1,5 Meter 
 
Bei Obstbäumen gilt ein Grenzabstand von: 
➃ Walnussbäume  ....................................................................................................... 4,0 Meter   
➄ Kernobstbäume auf stark wachsenden Unterlagen  
veredelt, Süßkirschenbäume, veredelte Walnussbäume ............................................. 2,0 Meter  
➅ Kernobstbäume auf schwach wachsenden Unterlagen,  
Steinobstbäume - ausgenommen Süßkirschenbäume ................................................ 1,5 Meter 
 
➌ Grenzabstände von Sträuchern: 
➀ stark wachsende Sträucher (Flieder, Haselnuss, Forsythie, Brombeere u. ä.) ....... 1,0 Meter 
➁ alle übrigen Ziersträucher, alle Beerenobststräucher, ............................................. 0,5 Meter 
➂ einzelnen Rebstöcke ................................................................................................ 0,5 Meter 
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➍ Grenzabstände von Hecken: 
Ungeachtet der Pflanzenart gelten folgende Grenzabstände: 
➀ Hecken, die nicht höher als 1 Meter werden, ........................................................25 cm 
➁ Hecken mit einer Höhe von 1,50 Meter, ................................................................50 cm 
➂ Hecken bis zu 2 Meter Höhe. ................................................................................75 cm 
➃ Bei Hecken über 2 Meter Höhe erhöht sich der einzuhaltende Abstand um das Maß der Mehrhöhe 
der Hecke (z.B.: 2,5 Meter Höhe = 1,25 Meter Abstand) 
 
Diese Abstände verdoppeln sich an der Grenze zu landwirtschaftlich, gärtnerisch oder für den Wein-
bau genutzten Grundstücken. 
 
➎ Ausschluss der Ansprüche! 
Das Recht eines Grundstückeigentümers, die Beseitigung von Bäumen, Sträuchern, Rebstöcken, und 
Spaliervorrichtungen zu verlangen, die den vorgeschriebenen Grenzabstand nicht einhalten, ist zeit-
lich befristet. Nur innerhalb von 5 Jahren nach der Anpflanzung bzw. Errichtung kann der betroffene 
Nachbar die Beseitigung verlangen. Der Nachbar verliert seinen Anspruch auf Beseitigung, wenn er 
nicht innerhalb von 5 Jahren nach der Anpflanzung/Errichtung Klage auf Beseitigung erhoben hat. Bei 
Hecken ist der Anspruch auf Zurückschneiden in gleicher Weise auf 5 Jahre befristet. Die Frist beginnt 
zu dem Zeitpunkt, zu dem die Höhe der Hecke das nach dem Gesetz zulässige Maß überschreitet. 
Wenn sich der Nachbar innerhalb dieser genannten Frist nicht gegen die unzulässige Höhe der An-
pflanzung durch Erhebung einer Klage wehrt, ist sein Anspruch auf Zurückschneiden erloschen. 
 
➏ Überhang: 
Überwachsen Bäume und Sträucher, die vorschriftsmäßig angepflanzt sind oder deren Beseitigung 
wegen Ablauf der Frist nicht mehr verlangt werden kann, die Grundstücksgrenze entsteht ein An-
spruch auf Rückschnitt durch den Eigentümer des Baums, wenn der Überwuchs zu einer Beeinträch-
tigung führt. 
 
➀ Gem. § 1004 BGB kann der Nachbar von dem Eigentümer des Gewächs den Rückschnitt verlan-
gen. Dieser Anspruch unterliegt der Verjährung von drei Jahren.  
 
➁ § 910 BGB regelt das Selbsthilferecht des Nachbarn bei einem beeinträchtigenden Überwuchs. Es 
setzt die Aufforderung mit Fristsetzung zum Rückschnitt an den Eigentümer des Gewächs voraus. 
Das Selbsthilferecht unterliegt nicht der Verjährung. 
 
➐ Einwirkungen vom Nachbargrundstück: 
Das Grundgesetz schützt mit Art. 14 GG das Eigentum. Die Sozialpflichtigkeit des Eigentums setzt 
Grenzen. Gehen von dem Grundstück Einwirkungen (z.B. Gase, Dämpfe, Gerüche, Rauch, Ruß, Ge-
räusche) aus, die die Benutzung des Nachbargrundstücks wesentlich beeinträchtigen, hat der Nach-
bar einen Anspruch darauf, dass der Grundstückseigentümer die störende Maßnahme unterlässt oder 
Schutzvorkehrungen trifft. 
 
➀ Laub: Beeinträchtigung durch vom Nachbargrundstück herübergewehtes Laub wird in der Regel als 
ortsüblich und damit als zumutbare Einwirkung angesehen. Das gleiche gilt für Nadeln, Blütenstaub, 
Samen und Zapfen. Ausnahmen können bei besonders starker Verschmutzung des Nachbargrund-
stücks gelten oder dann, wenn der Grenzabstand nicht eingehalten worden ist. 
 



 
 
 
 
 

.   .   . 
Seite 3 von 4 

© Rechtsanwalt Hans-Joachim Lock – Worms    2016 

➁ Lärm: Lärm ist grundsätzlich zu vermeiden. Das Landes-ImmissionsschutzG gewährt absoluten 
Schutz der Mittagsruhe und der Nachtruhe zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr. 
 
➂ Eindringen von Tieren: Der Eigentümer eines Grundstücks kann das Eindringen von Tieren grund-
sätzlich verbieten. Die Geltendmachung dieses Anspruchs kann allerdings dann als unzulässige 
Rechtsausübung angesehen werden, wenn der Eigentümer durch die Eigentumsverletzung nicht oder 
nur unwesentlich beeinträchtigt wird. 
 
➃ Komposthaufen: Der Nachbar hat einen Beseitigungsanspruch, wenn Geruchsbelästigungen oder 
angelocktes Ungeziefer zu einer wesentlichen Beeinträchtigung seines Grundstücks führen. Der An-
blick ist zu dulden und unterliegt nur bei besonderen Umständen dem Beseitigungsanspruch. 
 
 

Fazit: Lesen Sie einmal die gesetzlichen Bestimmungen des LNRG, die vieles erklären. Bei Fragen 

suchen Sie die Rechtsberatung beim Haus & Grund auf. 
 
 

Gesetzliche Grundlagen: 

 
➑ Gesetzestexte zum Nachbarrecht und die Themen: 
§§ 1 -  2  Erster Abschnitt  Allgemeine Vorschriften  
§§ 3 - 12  Zweiter Abschnitt  Nachbarwand  
§§ 13 - 16  Dritter Abschnitt  Grenzwand  
§§ 17 - 20  Vierter Abschnitt  Hochführen von Schornsteinen, Lüftungsschächten und Anten-
   nenanlagen  
§§ 21 - 25  Fünfter Abschnitt  Hammerschlags- und Leiterrecht  
§§ 26 - 33  Sechster Abschnitt  Duldung von Leitungen  
§§ 34 - 36  Siebenter Abschnitt  Fenster- und Lichtrecht  
§§ 37 - 38  Achter Abschnitt  Dachtraufe  
§§ 39 - 42  Neunter Abschnitt  Einfriedungen  
§ 43  Zehnter Abschnitt  Bodenerhöhungen  
§§ 44 - 52  Elfter Abschnitt  Grenzabstände für Pflanzen  
§ 53  Zwölfter Abschnitt  
§§ 54 - 56  Dreizehnter Abschnitt  Schlussbestimmungen 
 
 
 
➒ Bürgerliches Gesetzbuch (Auszug) 
 

§ 903 (Befugnisse des Eigentümers)  

§ 904 (Notstand)  

§ 905 (Begrenzung des Eigentums)  

§ 906 (Zuführung unwägbarer Stoffe)  

§ 907 (Gefahr drohende Anlagen)  

§ 908 (Drohender Gebäudeeinsturz)  
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§ 909 (Vertiefung)  

§ 910 (Überhang)  
(1) Der Eigentümer eines Grundstücks kann Wurzeln eines Baumes oder eines Strauches, die von einem 
Nachbargrundstück eingedrungen sind, abschneiden und behalten. Das Gleiche gilt von herüberragenden 
Zweigen, wenn der Eigentümer dem 

Besitzer des Nachbargrundstücks eine angemessene Frist zur Beseitigung bestimmt hat und die Beseitigung 
nicht innerhalb der Frist erfolgt.  

(2) Dem Eigentümer steht dieses Recht nicht zu, wenn die Wurzeln oder die Zweige die Benutzung des 
Grundstücks nicht beeinträchtigen.  

§ 911 (Überfall)  

§ 912 (Überbau; Duldungspflicht)  

§ 913 (Zahlung der Überbaurente)  

§ 914 (Rang, Eintragung und Erlöschen der Rente)  

§ 915 (Abkauf)  

§ 916 (Beeinträchtigung von Erbbaurecht oder Dienstbarkeit)  

§ 917 (Notweg)  

§ 918 (Ausschluss des Notwegrechts)  

§ 919 (Grenzabmarkung)  

§ 920 (Grenzverwirrung)  

§ 921 (Gemeinschaftliche Benutzung von Grenzanlagen)  

§ 922 (Art der Benutzung und Unterhaltung)  

§ 923 (Grenzbaum)  

§ 924 (Unverjährbarkeit nachbarrechtlicher Ansprüche)  
Die Ansprüche, die sich aus den §§ 907 bis 909, 915, dem § 917 Abs.1, dem § 918 Abs.2, den §§ 919, 920 
und dem § 923 Abs. 2 ergeben, unterliegen nicht der Verjährung.  

§ 1004 (Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch) 
(1) Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Besitzes beeinträch-
tigt, so kann der Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere 
Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann der Eigentümer auf Unterlassung klagen.  

(2) Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet ist. 


